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Das große Zickzack um die Philippinen 
Über die Geschichte der Solidaritätsbewegung mit dem Land 
 
Rainer Werning 
 
Auf dem Höhepunkt der US-Aggression gegen Vietnam, Laos und Kambodscha, 
die weltweit, vor allem unter Jugendlichen, einen beträchtlichen 
Politisierungsschub auslöste, waren die Philippinen kein Thema. Thailand wurde 
gerade noch als ein logistischer Knotenpunkt in der US-Kriegführung 
wahrgenommen. Doch die weitaus bedeutsamere Nachschubbasis, die 
nachkolonialen Philippinen eben, blieben unbeachtet. Man konnte zu Beginn der 
siebziger Jahre froh sein, wenn »Philippinen« nicht für irgendein exotisches 
Gewürz gehalten wurden. 
 
Dabei wurde zu jener Zeit gerade dort der Schlachtruf des Antiimperialismus laut. 
Das war in der Sicht der Mächtigen in Manila derart bedrohlich, daß selbst dessen 
Bürgermeister Villegas schon mal zum Gewehr griff und auf demonstrierende 
Jugendliche in der Nähe der Plaza Miranda zielte. Diese seltsame Show von 
Politmachismo, die Präsident Marcos wenige Monate später - im September 1972 - 
in das Kriegsrecht überführte, kontrastierte mit massiven Protestaktionen 
aufbegehrender Studenten, Jugendlicher und metropolitaner Transportarbeiter. Der 
mittlerweile legendäre First Quarter Storm im Frühjahr 1970 und die zahlreichen 
Protestkundgebungen bis zur Aufhebung der Habeas-Corpus-Akte im Herbst 1971 
prägten das Leben in Manila. Vielerorts sah man brennende Autoreifen, 
Tränengasschwaden lagen in der Luft und erschwerten das Atmen. Eigens in 
städtischer Aufruhrbekämpfung - der sogenannten Counterinsurgency - geschulte 
und finanziell von der USAID (der Internationalen Entwicklungsbehörde der USA) 
ausgehaltene Sicherheitskräfte prügelten alltäglich in irgendeinem Zipfel der 
Großstadt aufmüpfige Bürger nieder. 
 
Auf dem Campus der Elite-Universität des Landes, der University of the Philippines 
(UP) in Diliman, gerieten akademische Welten aus den Fugen: Palmwedelnde 
Bourgeoissprößlinge mitsamt bezaubernden Gucci-Bags und betörendem Chanel-
Duft mutierten plötzlich zu nestbeschmutzenden Schmuddelkindern, die das 
Allerheiligste, den langjährig geölten Glauben an die Gnade des American way of 
life, für ein Eintauchen in die Subversion preisgaben. Zeitweilig hätte man in 
diesem Hort höherer Lehre und akademischer Weihen Szenen von »Apocalypse 
Now« drehen können. Die UP-Zeitung Philippine Collegian war streckenweise das 
Zentralorgan der militanten Kabataang Makabayan, redigiert u. a. von Tony 
Tagamolila (er wurde später im Untergrund von Armeesoldaten erschossen). 
Dessen Bruder Crispin hatte den Dienst als vielversprechendes Offizierstalent der 
renommierten PMA (Philippine Military Academy) in Baguio City quittiert. Der junge 
Leutnant entwendete einen Armeelaster, vollbepackt mit Munition, und fuhr 
mitsamt seiner von der erst jungen New People's Army so überaus geschätzten 
Kontrabande schnurstracks in den Untergrund. 
 
Dann gab's da noch - kurz zwar und als handelte es sich um ein Implantat aus dem 
kulturrevolutionären China - den Radiosender Bandilang Pula (Rote Fahne). Das 
war denn doch zu viel des Schlechten. Das UP-Campus wurde von einem 
martialischen Großaufgebot an Sicherheitskräften umzingelt, von Helikoptern aus 
mit Tränengas eingenebelt. Hunderte angehender Elitestudenten des Landes 
wurden im Würgegriff abgeführt und in staatlichen Gewahrsam genommen. Doch 
das war alles harmlos im Vergleich zu dem, was Marcos und seine Schergen in der 
unrühmlichen »Martial Law«-Ära noch anrichten sollten. 
 
Derweil demonstrierte in Westdeutschland (und beileibe nicht nur dort) die 
antiimperialistische Linke ihre ungebrochene Solidarität mit den Kämpfenden in 



Indochina. Allein der Begriff war höchst problematisch, war »Indochina« doch die 
Sammelbezeichnung des vormaligen französischen Kolonialismus für die von ihm 
beherrschten Länder Vietnam, Laos und Kambodscha. Diese galten in der 
Interpretation des Gros' der Linken als »drei Finger einer Faust«, die letztlich Uncle 
Sam die erste Niederlage zufügen würde. Die Crux bestand in einer fatalen 
Mischung aus Mythos und idealtypischer Projektion; die gänzlich unterschiedlichen 
Gesellschaftsstrukturen und Geschichte(n) der drei Länder blieben weitgehend 
ausgeklammert, während ihr (sich bereits damals abzeichnender) Sieg einfach als 
Morgendämmerung der Befreiung antizipiert wurde. 
 
Bereits zwei Wochen vor dem endgültigen Fall Saigons waren Mitte April 1975 die 
Roten Khmer unter Pol Pot als Sieger in Kambodschas Hauptstadt Phnom Pen 
einmarschiert. Pol Pots vormals relativ bedeutungslose Guerillatruppe war zu 
politischer und militärischer Macht gelangt, nachdem der im Ausland (einschließlich 
der vietnamesischen Genossen!) wegen seines Unabhängigkeits- und 
Neutralitätskurses geschätzte Norodom Sihanouk Bauernrevolten in der 
Reiskammer Battambang Mitte und Ende der sechziger Jahre brutal hatte 
ersticken lassen. Überdies hegten die überwiegend bäuerlichen Roten Khmer 
großes Mißtrauen gegenüber den Vietnamesen, die einst in Kollaboration mit der 
französischen Kolonialmacht Führungspositionen in Administration und 
Staatsbürokratie bekleidet und sich mehrfach expansionistisch gegenüber dem 
kleineren Nachbarn gebärdet hatten. Da galt es, etliche Rechnungen zu 
begleichen. 
 
Laos war demgegenüber ein Kapitel für sich, friedfertiger und weniger vom 
Dogmenstreit geprägt. Dort vollzog sich der Übergang in das Nachkriegszeitalter 
eher in der Manier eines Familienfestes. Der einstige amerikahörige Premier ging, 
und sein »roter« Halbbruder tauchte als neuer starker Mann aus dem Dschungel 
auf. Wenn das - im Sinne einer famosen politischen Rückversicherung - kein 
Grund zum Feiern war! 
 
Kurzum: Kaum war »Indochina« den Klauen eines mörderischen Imperialismus 
entkommen, da begann die normative Macht des Faktischen ihren Blutzoll zu 
verlangen. Mit den USA waren auch die gegen Kriegsende massiven 
Nahrungsmittellieferungen (vorrangig natürlich zum Unterhalt der eigenen Klientel) 
geschwunden. In den geschundenen Ländern ließen sich andererseits über Nacht 
keine verheißungsvollen Ökonomien aus dem Boden stampfen. Die vielfältigen 
Schwierigkeiten, die nunmehr jenseits von Revolutions- und Befreiungseuphorie 
das schnöde Tagesgeschäft bestimmten, führten dazu, daß sich vormals 
wohlwollende Solidaritätsrecken enttäuscht von alledem abwandten oder einander 
nach dem Muster Pol- Potisten kontra Vietnam-Befürworter bekämpften - mit 
Konsequenzen, die für die Betroffenen ohnehin belanglos blieben. 
 
Die einst machtvolle Anti-Vietnamkriegs-Solidarität gab es zu Beginn der achtziger 
Jahre nicht mehr. Die Kambodscha-Solidarität konzentrierte sich zeitweilig noch 
auf die Unterstützung von Maßnahmen zur Malaria-Bekämpfung, während die 
Vietnam-Solidarität ihre Liebe für organisierte Gruppenreisen in dieses 
südostasiatische Land entdeckte. Das Terrain blieb fortan bürgerlichen Medien 
überlassen, welche die im Zuge des jeweiligen Sozialismus- Aufbaus entstandene 
Arithmetik des Grauens geometrisch hochrechneten und im Nachhinein eigene 
Verstrickungen zu Segnungen umbogen. Der von den USA militärisch verlorene 
Vietnam-Krieg wurde so doch noch gewonnen - zunächst cineastisch, schließlich 
ökonomisch: durch sogenannte Wirtschaftsreformen, partielle politische Öffnung 
(Doi Moi) und - ganz im Globalisierungstrend - durch verstärkte Anreize für 
ausländisches Kapital. 
 
Und auf den Philippinen? Am Anfang war das Glockengeläut. Das ist durchaus 
wörtlich zu nehmen. Der überwiegende Teil der Personen, die der organisierten 
Philippinen-Solidarität 1979/80 in Form von agphi, der Aktionsgruppe Philippinen 
e.V., das Rückgrat einzogen, bestand aus Theologen, zumindest aus kirchennahen 
und/oder -freundlichen Personen. Nicht, daß sie dem Herrn näher oder sonstwie 



begnadeter als säkulare Elemente waren. Es hatte schlicht damit zu tun, daß sich 
auf den Philippinen selbst ein Gutteil des militanten Anti-Marcos-Protestes aus 
Segmenten der katholischen und protestantischen Kirchen speiste - u. a. aus den 
Basisgemeinden, der Task Force Detainees und den Christen für Nationale 
Befreiung (CNL) als integraler, doch vergleichsweise autonomer Bestandteil des 
Untergrundbündnisses der Nationalen Demokratischen Front (NDF). 
 
Diese praktizierten nicht nur eine vorzügliche internationale Liaisonarbeit. Zugute 
kam ihnen überdies das amerikanische Englisch als Medium der Kommunikation. 
Mehr noch: Eingebettet in ein plausibles politisch- ideologisches Befreiungskonzept 
und operierend in einem feingesponnenen Netz illegaler, quasilegaler und legaler 
Strukturen, verfügten sie neben Kompetenz und Expertise über die seltene Gabe, 
Witz und Widerstand zu verknüpfen. Selbst für hartgesottene 150-prozentige 
Revolutionäre gab's einen tollen Hit und ein veritables Identifikationsobjekt eigener 
unerfüllter Begehrlichkeiten zu bestaunen: Das ideologisch lange Zeit hegemonial 
wirkende Bündnis der NDF wurde angeführt von einer starken marxistisch- 
leninistisch-maoistischen Partei mitsamt der New People's Army, der »weltweit am 
schnellsten wachsenden Guerilla«, wie seinerzeit besorgte US-Strategen im State 
Department und Pentagon konstatierten. 
 
Wer das Innenleben westdeutscher Linker und antiimperialistischer Solidarität seit 
den sechziger Jahren kennt, versteht, was ich meine. Anekdotisches mag deren 
Hang zum fatalen Gemisch aus revolutionsromantischer Verklärung, eingesaugtem 
Weltschmerz, überkandidelter Wichtigtuerei und teutonischem Arbeitsethos 
illustrieren: Wann immer Debatten unbotmäßig zu verlaufen schienen, begann das 
rituelle Beschwören des jeweiligen Organisationstotems mit der verblüfften 
Glaubens-, besser Fangfrage »Bist du schließlich für oder gegen die Revolution?« 
Wer hätte in solch Momenten plättender Billigrhetorik auch nur zu zaudern gewagt! 
Der frivole Hinweis, statt dessen sei die Entscheidung für Pizza oder gegen Gyros 
weitaus gehaltvoller, brachte außer haßerfüllter Verachtung zumeist Kontaktsperre 
ein. Die wurde nicht selten von Menschen propagiert, deren Akte einer späteren 
Selbstfindung im Verbrennen von linker Literatur, dem entwürdigenden 
Wiedereintritt in die Kirche und in zynischer Karriere-Geilheit bestanden. 
Demgegenüber zeichnete sich die Philippinen-Solidarität von Anfang an durch 
einen äußerst solidarischen Umgangsstil sowie durch gelassene Offenheit 
gegenüber anderen Meinungen/Positionen aus, angereichert durch so manch 
charmanten »cultural evening« jenseits von nervtötendem Macarena und Ballroom 
Dancing! 
 
Agphi konnte als relativer »Spätzünder« der westdeutschen Solidaritätsszene und 
jahrelang fernab großer Publizität gedeihen, gar langsam und bedacht. In 
Eigenproduktion erstellte Medien fanden guten Absatz. Das kleine Postamt des 
Eifeler Provinznestes Polch, wo agphi ansässig war, erlebte einen unerwarteten 
Umsatzboom und stieß manchmal an seine Aufnahmekapazität. 
 
Insbesondere von August 1983 (der feigen Ermordung Benigno Aquinos) bis zum 
Amtsantritt seiner Witwe »Cory« im Frühjahr 1986 waren die Philippinen 
medienmäßig »in« wie kein anderes Land der sogenannten Dritten Welt. Mit den 
US-Luftangriffen auf die libyschen Städte Tripolis und Benghazi bzw. mit dem 
Reaktorunfall in Tschernobyl (April 1986) waren sie dann ebenso hurtig wieder 
»out«. Die - vor allem in den USA - zeitweise aufgekommene Befürchtung, nach 
Marcos könne das Land möglicherweise »den Wölfen« (damit waren die 
NDF/CPP/NPA gemeint) anheimfallen, erwies sich als maßlos übertrieben. Für die 
einst machtvolle Linke war die Vertagung des letzten Gefechts angesagt. Aufs 
Neue hatte die List der Geschichte erbarmungslos zugeschlagen: Wer auf 
ungeteilte Herrschaft pocht, wird zur Machtteilung gezwungen. 
 
Über Nacht waren liebgewonnene Feindbilder abhanden gekommen und hatten 
sich politisch-ideologische Raster als untauglich erwiesen, lange bevor der Kollaps 
der realsozialistischen Regime in Osteuropa und die Erosion der Sowjetunion das 
Ende der von französischen Sozialphilosophen und Soziologen so genannten 
»großen Erzählung« markierte. Gemeint war damit das tatsächliche oder 



angebliche Scheitern eines alternativen Gesellschaftsentwurfs diesseits des 
Kapitalismus. Wer hätte es seinerzeit für möglich gehalten, daß mit Ex-General 
Fidel V. Ramos ein Mann politisch recycelt wurde, der zusammen mit Ex-
Verteidigungsminister Juan Ponce Enrile der wichtigste Kriegsrechtsverwalter von 
Marcos und Chef der berüchtigten Philippine Constabulary/Integradted National 
Police gewesen war? 
 
Die andere Seite der Medaille: Es wurde eine kriminelle, in ihren desaströsen 
Konsequenzen bis heute andauernde Entwicklung innerhalb der philippinischen 
Linken bekannt: die perfiden »politischen Säuberungsaktionen« vor allem auf 
Mindanao, die weit über 1 000 Menschen (meist Genossen) das Leben und 
(zumindest Teilen) der NDF die Reputation kosteten. Zumindest zweierlei Lehren 
sind daraus zu ziehen: Erstens, die Aufarbeitung der Geschichte dieser 
»Säuberungsaktionen« steht aus und muß geleistet werden. Zweitens, 
bedeutsamer als der Primat unbedingter Herrschaftserlangung durch eine 
selbstgekürte Avantgarde ist die Entfaltung demokratischer Gegenmacht in 
sämtlichen Bereichen des sozialen und politischen Lebens. Da kann es freilich nur 
offene Optionen geben - jenseits von instrumentellen Vereinnahmungen und der 
Heiligung sämtlicher Mittel zur Erreichung noch so nobler Zwecke. 
 
Solidarität heute? Sie wird weiterbestehen, zurechtgestutzt zwar, drapiert in 
anderen Gewändern, unabhängig von Apparaten, Büros und Exklusivität 
beanspruchenden Organisationen. Die besten Perspektiven für fortgesetzte 
solidarische Arbeit eröffnen sich für all jene Gruppen/Elemente, die in spezifischen 
Sektoren prozeßorientiert (u. a. Kirchengemeinden, Hilfswerken) kooperieren. 
Anders ausgedrückt: Das große Abstrakte, der positive Bezug auf eine wie immer 
geartete politische Organisation, weicht dem kleinen Konkreten. Was bleibt, ist der 
Verzückung der Dialektik geschuldet: Trotz aller Höhen und Tiefen, Stärken und 
Schwächen, Verrücktem und Entzücktem, dessen, was vormals unter national- 
demokratischer Bewegung subsumiert wurde, sind etliche Menschen hier wie dort 
politisiert und organisiert worden. 
 
So lange sie die gegebene nicht für die denkbar beste aller Welten halten, besteht 
kein Grund zur Besorgnis. Der Kapitalismus hat nicht gesiegt; er ist als einziger 
übriggeblieben und den Beweis schuldig, die immer dringlicheren sozialen, 
ökonomischen und ökologischen Probleme adäquat zu lösen. Was sich an neuem 
Potential für gesellschaftliche Veränderungen formiert, bleibt ein Spiel mit offenem 
Ende. # 


